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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Une motion Nantermod, acceptée au Conseil national, demandait l'introduction du
bracelet électronique dans la loi fédérale sur les étrangers et l'intégration. Avant son
arrivée au Conseil des États, la CAJ-CE a estimé que le projet était intéressant mais ses
modalités trop peu claires. Ainsi, un postulat serait un outil plus adapté pour faire
avancer la question. Ce texte, qui demande donc au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité de remplacer la détention administrative par un bracelet électronique, a été
accepté sans débat par les sénateurs et sénatrices. 1

POSTULAT
DATE: 17.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Politique d'asile

In Erfüllung eines Postulats der RK-SR veröffentlichte der Bundesrat im Dezember 2022
einen Bericht zur Einführung elektronischer Fussfesseln im Ausländergesetz. Im
Bericht wird die Verwendung elektronischer Fussfesseln, auch bekannt als Electronic
Monitoring, in der Durchsetzung ausländerrechtlicher Zwangsmassnahmen, unter
anderem als Alternative zur Administrativhaft, näher beleuchtet. Bereits heute muss das
Electronic Monitoring, meist als Sender am Fussgelenk, von allen Kantonen als
Vollzugsform für kurze Freiheitsstrafen angeboten werden und kann auch zur
Durchsetzung von Kontakt- und Rayonverboten verwendet werden. Der Bundesrat hob
hervor, dass die Anwendung von Electronic Monitoring im ausländerrechtlichen Bereich
in erster Linie mit einigermassen kooperativen Individuen zu erfolgen habe. Für diese
bestünden aber bereits weniger harte Massnahmen als die ausländerrechtliche
Administrativhaft. Letztere werde bei Personen, bei denen die akute Gefahr bestehe,
dass sie nach einem negativen Aufenthaltsentscheid untertauchen, zur Anwendung
gebracht. Folglich käme der Einsatz des Electronic Monitorings nur bei einem sehr
begrenzten Personenkreis in Frage, namentlich bei Personen, bei welchen die
ausländerrechtliche Administrativhaft entweder momentan nicht verordnet werden
könne oder bereits die maximale Haftdauer überschritten habe. Demgegenüber
könnten einzelne Auflagen wie Hausarrest durch den Einsatz von Electronic Monitoring
einfach verfolgt und das Untertauchen von Individuen im Asylprozess vermieden
werden. Gemäss der Analyse des Bundesrats wögen die potentiellen Nachteile des
Electronic Monitorings jedoch schwer. Erstens verfüge die Polizei in den meisten
Kantonen nicht über die personellen Mittel, die durch das Electronic Monitoring
verzeichneten Verstösse zu verfolgen, insbesondere da sich ausreisepflichtige
Individuen oftmals als weniger kooperativ erweisen würden als dies beispielsweise bei
Personen im Strafvollzug der Fall sei. Zweitens könnte das Electronic Monitoring ein
Untertauchen von ausreisepflichtigen Individuen kaum verhindern, da entsprechende
Geräte zerstört werden könnten. Zuletzt sei der Mehrwert einer solchen Intervention
fraglich, da Verstösse bereits heutzutage meist relativ schnell erkannt würden.
Abschliessend erachtete der Bundesrat in seinem Bericht die Einführung elektronischer
Fussfesseln als nicht zielführend, da bereits genügend Alternativen zur
Administrativhaft im Schweizer Asylvollzug vorhanden seien. 2

RAPPORT
DATE: 16.12.2022
VIKTORIA KIPFER

Angesichts des im Dezember 2022 erschienenen Berichts zur Einführung
elektronischer Fussfesseln im Ausländergesetz erachtete der Bundesrat das Anliegen
eines entsprechenden Postulats der RK-SR als erfüllt und beantragte die Abschreibung
des Geschäfts. Diesem Antrag kam der Ständerat in der Sommersession 2023 nach. 3

POSTULAT
DATE: 05.06.2023
MARLÈNE GERBER

1) BO CE, 2020, p. 1418 s.
2) Bericht BR vom 16.12.22
3) BBl, 2023 870 (S. 38)
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